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Sie durchbrechen das Prinzip der Universalsukzession zugunsten einer Son-
dererbfolge des testamentarisch bestimmten oder nach örtlichem Brauch er-
mittelten Hoferben, um die Einheit des landwirtschaftlichen Betriebs zu erhal-
ten (NK-BGB/Looschelders EuErbVO Art. 30 Rn. 9).
(2) Gesetzliche oder satzungsmäßige Sonderregeln für Unternehmen, die

aus wirtschaftlichen Gründen verhindern sollen, dass die Anwendung der all-
gemeinen erbrechtlichen Vorschriften die Existenz des Unternehmens durch
Zersplitterung gefährdet, sind idR gesellschaftsrechtlich zu qualifizieren und
damit nach Art. 1 II lit. h dem Anwendungsbereich der Erbrechtsverordnung
entzogen (MüKoBGB/Dutta EuErbVO Art. 30 Rn. 2).

Die besonderen Regelungen des Belegenheitsstaats müssen sich
auf bestimmte Vermögenswerte beziehen, damit eine Sonderanknüp-
fung nach Art. 30 EuErbVO stattfindet. Daran fehlt es, wenn der Be-
legenheitsstaat die Erbfolge insgesamt anders anknüpft oder aus fami-
liären oder sozialen Gründen einen größeren Pflichtteil der
Enterbten vorsieht als das von Art. 21, 22 EuErbVO berufene Erb-
statut. Solche Vorschriften sind daher keine Anwendungsfälle des
Art. 30 EuErbVO (Erwgr. 54 S. 4).

In Fall 1 sind die Voraussetzungen des Art. 30 EuErbVO nicht erfüllt, weil
das Recht von Florida in Bezug auf das dort belegene Grundstück keine so-
zial-, familien- oder wirtschaftspolitisch motivierten Eingriffsnormen vor-
sieht, sondern dieses Grundstück lediglich kraft „einfacher“ Kollisionsnor-
men dem Belegenheitsrecht unterwirft (vgl. Erwgr. 54 S. 4). Es bleibt somit
bei dem in Art. 21 I EuErbVO normierten Prinzip der Nachlasseinheit
(" § 20 Rn. 20). F hat daher Unrecht: Der Pflichtteilsanspruch des K bezieht
sich im Ausgangsfall auf den gesamten, dem deutschen Recht unterliegenden
Nachlass (§ 2303 I BGB). Auch K irrt: Das Recht von Florida spielt keine
Rolle (Fortsetzung "Rn. 9).

b) Ehegüterrecht. Im ehelichen Güterrecht beschäftigt das Aufei-
nandertreffen von Gesamt- und Einzelstatut die Gerichte nur selten.
Auch aus diesem Grund, vor allem aber wegen des stärker gewichte-
ten Prinzips der Statutseinheit hat Art. 30 EuErbVO in der Ehegü-
terrechtsverordnung keine Entsprechung. Nach ihr unterliegt das ge-
samte Vermögen der Ehegatten – ungeachtet seiner Belegenheit – dem
Ehegüterstatut (Art. 21 EuGüVO). Ein abweichendes Einzelstatut
kann nur zum Zuge kommen, wenn es sich um eine Eingriffsnorm
handelt, die dem Recht des Forumstaats entstammt (Art. 30 I Eu-
GüVO).
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2. Staatsvertragliches Kollisionsrecht

a) Erbrecht. Für die Anknüpfung der Form letztwilliger Verfü-
gungen gilt der Vorrang des Haager Testamentsformübereinkommens
(" § 2 Rn. 26), soweit es um die Form von Testamenten geht
(" § 20 Rn. 12, 46; s. auch Art. 26 I EGBGB). Die Anknüpfung der
Form letztwilliger Verfügungen nach dem HTestÜ überlagert eine et-
waige Nachlassspaltung nach Art. 30 EuErbVO.

In Fall 1 herrscht Nachlasseinheit, da die Voraussetzungen des Art. 30
EuErbVO nicht erfüllt sind ("Rn. 7). Die Anknüpfung der Form des Testa-
ments richtet sich aber nicht nach der EuErbVO, sondern nach Art. 1 HTestÜ
(" § 20 Rn. 46). Bereits Art. 1 I lit. a HTestÜ (Errichtungsort des Testaments)
führt zum deutschen Recht und damit – entgegen der Ansicht des K – zur
Formwirksamkeit des eigenhändigen Testaments nach §§ 2231 Nr. 2, 2247 I
BGB. Ergebnis: F ist Alleinerbe des gesamten Erblasservermögens. In die Be-
rechnung des Pflichtteils des K ist auch das in Florida belegene Grundstück
des Erblassers einzubeziehen.

Wenn eine Nachlassspaltung eintritt, weil ausnahmsweise die Vo-
raussetzungen des Art. 30 EuErbVO vorliegen ("Rn. 5 ff.), wird die
Form des Testaments zwar in Bezug auf jede Nachlassmasse geson-
dert geprüft. Die auf den Erblasser bezogenen Formanknüpfungen
der Art. 1 lit. a bis d HTestÜ unterscheiden nicht nach Vermögens-
massen und berufen somit jeweils ein Formstatut für die letztwillige
Verfügung in ihrer Gesamtheit (Einheit des Formstatuts bei Spal-
tung des Nachlasses). Selbst wenn die Voraussetzungen des Art. 30
EuErbVO vorliegen, führt das Einzelstatut somit nicht zur Formun-
wirksamkeit des Testaments.

b) Kindschaftsrecht. Im Kindschaftsrecht wird das autonome
deutsche IPR fast vollständig vom Vorrang des KSÜ verdrängt
(" § 19 Rn. 57). Dieses Übereinkommen enthält keine dem Art. 30
EuErbVO vergleichbare Regelung, gestattet aber in Durchbrechung
des Gleichlaufprinzips, das Recht eines Staates anzuwenden oder zu
berücksichtigen, zu dem der Sachverhalt eine enge Verbindung auf-
weist (Art. 15 II KSÜ). Auf diese Weise kann besonderen Sachnor-
men des Belegenheitsstaats in Bezug auf bestimmte Vermögenswerte
Rechnung getragen werden (" § 19 Rn. 49).

Beim Erwachsenenschutz verdrängt das ErwSÜ weitgehend das autonome
deutsche IPR (" § 19 Rn. 76). In Bezug auf statutsfremde vermögensrechtli-
che Vorschriften gilt das Gleiche wie für das Kindschaftsrecht (Art. 13 II
ErwSÜ). Darüber hinaus gestattet das Übereinkommen – vergleichbar
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Art. 30 I EuGüVO ("Rn. 8) – eine Sonderanknüpfung vermögensrechtlicher
Eingriffsnormen des Forumstaats (Art. 20 ErwSÜ).

3. Autonomes deutsches IPR

Im autonomen deutschen IPR bezogen sich vor dem 29.1.2019 die
Verweisungen, die das Vermögen einer Person dem Recht eines Staa-
tes unterstellen, nicht auf Gegenstände außerhalb dieses Staates, die
nach dem Recht des Belegenheitsorts besonderen Vorschriften unter-
liegen (Art. 28 EGBGB idF von 1900, Art. 3 III EGBGB idF von
1986 und Art. 3a II EGBGB idF von 2009).

Die Rechtsprechung folgte der weiten Auslegung ("Rn. 4), die nicht nur
Eingriffsnormen, sondern auch abweichend anknüpfende Kollisionsnormen
als „besondere Vorschriften“ ansieht (BGH NJW 1993, 1920, 1921; NJW
2004, 3558, 3559; zust. Dörner, IPRax 1994, 362, 363; Looschelders, IPRax
2005, 232, 233; krit. Kegel/Schurig IPR S. 427 ff.; Solomon, IPRax 1997, 81,
87).

Der Anwendungsbereich der Regel „Einzelstatut bricht Gesamt-
statut“ (zuletzt Art. 3a II EGBGB aF) umfasste das Erbrecht (Uni-
versalsukzession), in geringerem Maße das Ehegüterrecht und in
Spurenelementen die Vermögenssorge für Kinder und betreute Er-
wachsene.

Das IPR dieser Gebiete ist vereinheitlicht durch das ErwSÜ (seit 1.1.2009),
das KSÜ (seit 1.1.2011), die EuErbVO (seit 17.8.2015) und die EuGüVO (seit
29.1.2019). Der verbleibende Anwendungsbereich an den Rändern der sachli-
chen und räumlichen Geltungsbereiche dieser Instrumente erschien dem deut-
schen Gesetzgeber so unbedeutend, dass er Art. 3a II EGBGB zum 29.1.2019
ersatzlos gestrichen hat (BT-Drs. 19/4852, S. 36 f.).

Die Zahl der Befürworter der Regel „Einzelstatut bricht Gesamt-
statut“ hat in den letzten Jahrzehnten stark abgenommen, so dass
kaum jemand dem Art. 3a II EGBGB aF eine Träne nachweint. Be-
reits vor der IPR-Reform von 1986 (" § 2 Rn. 36) hatte ein Teil der
Wissenschaft vorgeschlagen, die Regel durch eine Sonderanknüpfung
von Eingriffsnormen des Lageorts – beschränkt auf das Erbrecht – zu
ersetzen (RabelsZ 47 [1983], 595, 664 f.). Eine solche Sonderanknüp-
fung findet sich heute in Art. 30 EuErbVO ("Rn. 5 ff.).
Der Begriff der bedingten Verweisung, der in diesem Zusammen-

hang häufig genannt wird, bezeichnet eine Gemeinsamkeit von Ge-
samtstatut und Gesamtverweisung:
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– Als Gesamtstatut ("Rn. 3) wird das Erbstatut insofern durch
eine „bedingte Verweisung“ berufen, als die Anknüpfung unter
dem Vorbehalt besonderer Regelungen des Belegenheitsstaats ein-
zelner Vermögenswerte steht (Art. 30 EuErbVO).

– Eine Gesamtverweisung (" § 8 Rn. 1) iS des Art. 34 EuErbVO
oder des Art. 4 I 1 EGBGB ist insoweit eine „bedingte Verwei-
sung“, als die Anknüpfung unter dem Vorbehalt einer Rück- oder
Weiterverweisung durch das ausländische Recht steht.

Eine weitere Parallele von Art. 30 EuErbVO und Art. 34 EuErbVO besteht
darin, dass nicht nur ein Vorrang des Einzelstatuts ("Rn. 5 ff.), sondern
auch ein teilweiser Renvoi (" § 8 Rn. 44) zur Vermögensspaltung in Gestalt
einer Nachlassspaltung führen kann (" § 20 Rn. 19 f.).

II. Unwandelbarkeit – Statutenwechsel

Auf welche Rechtsordnung (Statut) eine Kollisionsnorm verweist,
kann vom Anknüpfungszeitpunkt abhängen (" § 6 Rn. 6).

Beispiele: (1) Ist das Anknüpfungsmerkmal in zeitlicher Hinsicht beweg-
lich, wie etwa nach Art. 3 II HUnthProt der jeweilige gewöhnliche Aufenthalt
des Unterhaltsberechtigten, so handelt es sich um eine wandelbare Anknüp-
fung: Mit der Veränderung des gewöhnlichen Aufenthalts wechselt das auf
den Unterhaltsanspruch anzuwendende Recht.
(2) Dagegen erklärt Art. 4 I, II iVm Art. 19 III Rom I-VO den gewöhnli-

chen Aufenthalt bei Vertragsschluss für maßgebend. Fixiert die Kollisions-
norm den Anknüpfungszeitpunkt ein für alle Mal, liegt eine unwandelbare
Anknüpfung vor: Eine Veränderung der Tatsachen, die der Anknüpfung zu-
grunde liegen – hier der Wechsel des gewöhnlichen Aufenthalts nach Vertrags-
schluss – hat keinen Einfluss auf die Verweisung.

1. Ursachen des Statutenwechsels

Die Bezeichnung „Statutenwechsel“ für einen Wechsel des in der
Sache anzuwendenden Rechts stammt von Zitelmann (IPR I
S. 151 ff.; s. auch Frankenstein IPR I S. 131 ff.; Wengler RabelsZ 23
[1958], 535). Ein Statutenwechsel im weiteren Sinne ist jeder Wech-
sel der Rechtsordnung, der ein bestimmtes Rechtsverhältnis unter-
liegt. Er kann aus zwei unterschiedlichen Ursachen resultieren:

a) Rechtsänderung. Die Anknüpfungsnormen können sich än-
dern, weil ein Gebiet – zB als Folge eines Staatszerfalls oder einer
Annexion – in die Rechtsordnung eines anderen Staates wechselt (ge-
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bietsbezogene Änderung) oder weil, zB durch Reform des autono-
men IPR oder dessen Ablösung durch EU-Recht, in einem Staat
neue Anknüpfungsvorschriften wirksam werden (gesetzesbezogene
Änderung). Ein derartiger „Kollisionsnormenwechsel“ (MüKoBGB/
von Hein Einl. IPR Rn. 84) kann gleichermaßen bei wandelbaren und
unwandelbaren Anknüpfungen vorkommen. Mit den Folgen befasst
sich das intertemporale Kollisionsrecht (" § 3 Rn. 9 ff.).

b) Tatsachenänderung. Bei einer wandelbaren Anknüpfung wech-
selt das anzuwendende Recht mit einer Änderung der Tatsachen, die
für den Anknüpfungspunkt maßgebend sind ("Rn. 16): Bei der An-
wendung der lex rei sitae auf Rechte an beweglichen Sachen (Art. 43 I
EGBGB) hat jeder grenzüberschreitende Wechsel des Lageorts einen
Statutenwechsel zur Folge. Einen Wandel des anwendbaren Rechts,
der aus einer Änderung der anknüpfungserheblichen Tatsachen resul-
tiert, ist ein Statutenwechsel im engeren Sinne (in der franz. Termi-
nologie: conflit mobile, s. Batiffol/Lagarde I Rn. 318). Im Folgenden
geht es nur um diese Art des Statutenwechsels.

Vielfältig sind die rechtspolitischen Zwecke, die der Normgeber mit der
Wandelbarkeit einer Anknüpfung verfolgt. So beruht der Wechsel des Unter-
haltsstatuts bei Änderung des gewöhnlichen Aufenthalts ("Rn. 16) auf dem
Gedanken, dass der Unterhaltsanspruch dem Recht des Staates unterliegen
soll, in dem der Unterhaltsbedarf entsteht (" § 19 Rn. 11).

Es lassen sich drei Arten des Statutenwechsels ieS unterscheiden, je
nachdem, ob und wie das eigene Recht betroffen ist: Wenn durch eine
Änderung der anknüpfungserheblichen Tatsachen deutsches Recht
nachträglich anwendbar wird, ist von einem Eingangsstatutenwech-
sel die Rede (zum Namensrecht " § 13 Rn. 31; zum Sachenrecht
" § 17 Rn. 50, 56). Wird deutsches Recht nachträglich unanwendbar
(dh führt der Statutenwechsel vom deutschen Recht weg), wird von
einem Ausgangsstatutenwechsel gesprochen (Ferid IPR Rn. 1.51).
Ist das deutsche Recht nicht betroffen, handelt es sich um einen neu-
tralen Statutenwechsel.

Beispiel: Art. 7 I 2 EGBGB nF erfasst die Fallgruppen „ein Ausländer wird
Deutscher“ (Eingangsstatutenwechsel), „ein Deutscher wird Ausländer“
(Ausgangsstatutenwechsel) und die Fallgruppe, dass jemand von einer auslän-
dischen in eine andere ausländische Staatsangehörigkeit wechselt (neutraler
Statutenwechsel).
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2. Unwandelbarkeit des Statuts

Ein Statut ist aus Sachgründen unwandelbar, wenn eine Verände-
rung der anknüpfungsrelevanten Tatsachen nicht möglich ist. Ein
Beispiel ist die Anwendung der lex rei sitae auf Rechte an unbewegli-
chen Sachen (Art. 43 I EGBGB): Der Lageort von Grundstücken
lässt sich nicht verändern. Ein Statut ist aus Rechtsgründen unwan-
delbar, wenn die Kollisionsnorm entweder ausdrücklich oder nach
ihrem durch Auslegung zu ermittelnden Sinn und Zweck einen be-
stimmten Anknüpfungszeitpunkt vorsieht.

Das rechtspolitische Ziel der Unwandelbarkeit ist in beiden Fällen die An-
wendung eines einheitlichen Statuts für einen Anknüpfungsgegenstand im
Zeitablauf (unum statutum et tempore et materia, s. Kreuzer, RabelsZ 65
[2001], 383, 446 ff.).

a) Ausdrückliche Anordnung. Manche Kollisionsnormen erklä-
ren die von ihnen ausgesprochene Verweisung ausdrücklich für un-
wandelbar. Das gilt zB im Schuldvertragsrecht für Art. 4 I, II iVm
Art. 19 III Rom I-VO (Zeitpunkt des Vertragsschlusses), im Ehegü-
terrecht für Art. 26 I EuGüVO (Zeitpunkt der Eheschließung), im
Recht der Ehescheidung für Art. 8 lit. a Rom III-VO (Zeitpunkt der
Anrufung des Gerichts) und im Erbrecht für Art. 21 EuErbVO
(Zeitpunkt des Todes).

Der rechtspolitische Zweck, den die Unwandelbarkeit der Anknüpfung
verwirklichen soll, ist die Rechtssicherheit: So wird die Anknüpfung des Ehe-
güterrechts wegen der besonderen Bedeutung dieser Materie für die Eheleute
zeitlich fixiert (" § 18 Rn. 32). Hinzu kommt auf einigen Rechtsgebieten das
Ziel, einer Manipulation der Anknüpfung vorzubeugen. So soll der Verkäufer
nicht durch einen Wechsel seines gewöhnlichen Aufenthalts nach Vertrags-
schluss einseitig ein für ihn günstigeres Recht zur Anwendung bringen kön-
nen (Art. 4 I lit. a iVm Art. 19 III Rom I-VO).

Die Unwandelbarkeit eines Statuts bedeutet keine Versteinerung
des anwendbaren materiellen Rechts auf den Stand des Anknüp-
fungszeitpunkts, also zB des materiellen Ehegüterrechts auf die
Rechtslage zur Zeit der Eheschließung (vgl. Art. 26 I EuGüVO): Än-
dern sich während der Ehe die Sachnormen des anwendbaren Ehe-
güterstatuts, so wird diese Änderung – nach Maßgabe der jeweiligen
Übergangsbestimmungen – mitvollzogen (Kropholler IPR S. 354 f.).

b) Auslegung der Kollisionsnorm. Mangels ausdrücklicher An-
ordnung kann die Unwandelbarkeit des Statuts aus dem Sinn und
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Zweck der Kollisionsnorm folgen: Die sachlichen Voraussetzungen
der Eheschließung (" § 18 Rn. 5 ff.) müssen unwandelbar ange-
knüpft werden, damit eine gültige Ehe durch einen Wechsel der
Staatsangehörigkeit nicht zu einer ungültigen wird (BGHZ 27, 375,
380 = NJW 1958, 1627; BGHZ 46, 87, 95 = NJW 1966, 1811). Daher
wird dem Art. 13 I EGBGB der ungeschriebene Grundsatz entnom-
men, dass es auf die Staatsangehörigkeit der Ehewilligen bei der Ehe-
schließung ankommt.

Ebenfalls im Interesse der Ehegültigkeit wird eine Ausnahme vom Grund-
satz der Unwandelbarkeit zugelassen (Staudinger/Mankowski 2011 EGBGB
Art. 13 Rn. 90 ff.): Eine ungültige Ehe kann durch einen Wechsel der Staatsan-
gehörigkeit Gültigkeit erlangen (Heilung durch Statutenwechsel; zur Hei-
lung eines Formmangels durch nachträgliche Rechtswahl " § 15 Rn. 16).

Ein Gegenbeispiel, bei dem die teleologische Auslegung der Kolli-
sionsnorm zur Wandelbarkeit führen kann, sind die Ausweichklau-
seln der Art. 4 III, 8 IV Rom I-VO (" § 15 Rn. 29, 50): Während
die erbrechtliche Ausweichklausel (Art. 21 II EuErbVO) unwandel-
bar auf die Gesamtheit der Umstände im Zeitpunkt des Todes ab-
stellt, enthalten die Ausweichklauseln des Schuldvertragsrechts
keine zeitliche Festlegung.

Eine zeitliche Festlegung kann bei Dauerschuldverhältnissen nicht im
Wege der Auslegung gewonnen werden, denn bei ihnen soll ein Statutenwech-
sel möglich sein, wenn sich nach Vertragsschluss die Umstände ändern (BT-
Drs. 10/503, S. 52). Entsprechendes gilt für die Auffangregel des Art. 4 IV
Rom I-VO (" § 15 Rn. 31).
Eine vergleichbare Thematik besteht bei Dauerdelikten, zB bei Lärm- oder

sonstigen Belästigungen, im Rahmen des Art. 4 Rom II-VO: Hier kann nicht
nur die Ausweichklausel, sondern auch die Anwendung der Grundanknüp-
fungen zu einem Statutenwechsel führen, wenn im Zeitverlauf der Tatort des
Dauerdelikts (Art. 4 I Rom II-VO) oder der gewöhnliche Aufenthalt von Be-
teiligten wechselt (Art. 4 II Rom II-VO).

3. Folgen eines Statutenwechsels

Bei Wandelbarkeit eines Statuts stellt sich die Frage, ob und wie
weit es auf das alte oder das neue Statut ankommt. Einige Kollisions-
normen geben darauf selbst die Antwort:
– Eine Rückwirkung des Neustatuts auf den Zeitpunkt des Ver-

tragsschlusses ergibt bei einem Statutenwechsel durch nachträg-
liche Rechtswahl (Art. 3 II 1 Rom I-VO) der Umkehrschluss aus
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Art. 3 II 2 Rom I-VO (" § 15 Rn. 16): Danach bleiben die Form-
gültigkeit des Vertrags und Rechte Dritter unberührt.

– Eine Fortgeltung des Altstatuts wird in der Kollisionsregel ange-
ordnet, wonach der Wechsel des gewöhnlichen Aufenthalts die
einmal erlangte Geschäftsfähigkeit einer Person nicht beeinträch-
tigt (Art. 7 II 3 EGBGB). Eine ähnliche Regelung trifft Art. 26 II
EuErbVO für die Testierfähigkeit (" § 20 Rn. 41).

Im Übrigen gilt der allgemeine Grundsatz: Das anzuwendende
Recht wechselt ex nunc in dem Moment, in welchem sich die An-
knüpfungstatsachen ändern (BGHZ 147, 159, 168 = NJW 2001,
2469); für die Rechtslage davor bleibt es beim alten Statut (BGHZ
63, 107, 112 = NJW 1975, 112). Dieses Prinzip, auf dem auch
Art. 43 II, III EGBGB aufbaut (" § 17 Rn. 44 ff.), besteht unge-
schmälert für abgeschlossene Tatbestände. Einschränkungen gibt es
bei nicht abgeschlossenen („offenen“) Tatbeständen.

a) Abgeschlossene Tatbestände. Ein abgeschlossener Tatbestand
liegt vor, wenn vor dem Statutenwechsel ein Recht entstanden oder
erworben, ein Rechtsgeschäft vorgenommen oder ein Status – zB die
Vaterschaft – begründet wurde. Der Statutenwechsel berührt nicht
die Wirksamkeit eines abgeschlossenen Vorgangs: „Die nachträgliche
Änderung der für die Anknüpfung maßgebenden Voraussetzungen
hat auf bereits vollendete Tatbestände keinen Einfluss“ (§ 7 des österr.
IPRG). Wechselt zB der gewöhnliche Aufenthalt eines Kindes, bleibt
es bei einer im Erststaat wirksam begründeten Vaterschaft, auch wenn
das Neustatut die Abstammung anders regelt.

Im Internationalen Sachenrecht legt Art. 43 II EGBGB ergänzend fest,
dass unter dem Altstatut begründete dingliche Rechte (zB ein besitzloses
Registerpfandrecht an einem Automobil) nicht im Widerspruch zum neuen
Sachstatut ausgeübt werden dürfen. Sie werden vielmehr, wenn möglich, im
Wege der Transposition (" § 11 Rn. 38 f.) in funktionsgleiche Rechtstypen
des Neustatuts umgewandelt (zB in ein Besitzpfandrecht nach §§ 1204ff.
BGB, s. BGHZ 39, 173, 175 = NJW 1963, 1200). Die allseitige Kollisionsnorm
des Art. 43 II EGBGB schützt den Numerus clausus der dinglichen Rechte
(" § 17 Rn. 46 ff.).

b) Nicht abgeschlossene Tatbestände. Ein offener Tatbestand liegt
vor, wenn im Zeitpunkt des Statutenwechsels noch nicht alle Voraus-
setzungen für die Entstehung oder den Erwerb eines Rechts, das Zu-
standekommen eines Rechtsgeschäfts oder die Begründung einer
Rechtslage erfüllt wurden.
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